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Satzung für die gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände  
in den bayerischen  (Erz-)Diözesen (GStVS)

in der Fassung vom 1. August 2024

Die bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe der (Erz-)Diözesen München und 
Freising, Bamberg, Augsburg, Eichstätt, Passau, Regensburg und Würzburg er-
lassen je gleichlautend für ihren Zuständigkeitsbereich aufgrund cc. 222, 381, 
391, 537, 1254, 1260, 1263 und 1276 CIC sowie Art. 140 GG, Art. 137 Abs. 6 
WRV, Art. 1, 13 RKonk, Art. 143 Abs. 3 BayVerf und Art. 1 § 2, 10 § 5 BayKonk 
zu Art. 5 BayKirchStG die Satzung für die gemeindlichen kirchlichen Steuerver-
bände für den Bereich ihrer (Erz-)Diözese ab dem 1. August 2024 in der nach-
stehend bekannt gemachten Fassung:

Satzung für die gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände in den  
bayerischen (Erz-)Diözesen

Erster Abschnitt
Gemeindlicher kirchlicher Steuerverband

Art. 1 
Begriff, Arten, Rechtsform

(1)	� Die Kirchengemeinden, die jeweils Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, bilden gleichzeitig je für sich einen gemeindlichen kirchlichen Steuer-
verband (Art. 2 Abs. 2 BayKirchStG).

(2)	� Als Kirchengemeinden gelten

	 1.	� die Pfarrkirchengemeinden (Muttergemeinden),

	 2.	� die Kuratie-, Expositur- und Filialkirchengemeinden (Tochtergemein-
den) und

	 3.	� die Gesamtkirchengemeinden. Eine Gesamtkirchengemeinde ist der 
Verband mehrerer benachbarter, rechtlich selbständig bleibender Kir-
chengemeinden zum Zwecke der gemeinsamen Befriedigung orts-
kirchlicher Bedürfnisse (Art. 7 Abs. 1 [dieser Satzung]); sie gilt anstel-
le der beteiligten Kirchengemeinden als gemeindlicher kirchlicher 
Steuerverband (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 BayKirchStG).

(3)	� Kirchengemeinden im Sinne des Absatzes 2 entstehen durch kirchen-
rechtliche Organisationsakte. Die Verleihung der Körperschaftsrechte er-
folgt auf Antrag des gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbandes 
([Erz-]Diözese) durch das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus (Art. 2 Abs. 3 BayKirchStG). Kirchengemeinden im Sinne des Ab-
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satzes 2 werden verändert oder aufgehoben durch entsprechende kir-
chenrechtliche Akte, welche dem Bayerischen Staatsministerium für Un-
terricht und Kultus mitgeteilt werden.

Art. 2 
Kirchengemeinde (gemeindlicher kirchlicher Steuerverband) –  

geltendes Recht

(1)	� Für die Kirchengemeinden in ihrer Eigenschaft als gemeindliche kirchliche 
Steuerverbände gelten

	 1.	� die Bestimmungen des Codex Iuris Canonici, insbesondere die cc. 
113–123, 532, 535, 537 und 1254–1310 CIC,

	 2.	� die Vorschriften des (Bayerischen) Kirchensteuergesetzes, insbeson-
dere die Art. 2–5, 20, 21 und 23 BayKirchStG,

	 3.	� die Bestimmungen dieser Satzung,

	 4.	� die Regelungen des Partikularrechts der Deutschen Bischofskonfe-
renz zum CIC in ihrer jeweils geltenden Fassung,

	 5.	� die staatlichen Ausführungsvorschriften zu den unter Nr. 2 aufgeführ-
ten Artikeln des (Bayerischen) Kirchensteuergesetzes sowie

	 6.	� die kirchlichen Durchführungsbestimmungen und Verwaltungsrichtli-
nien (Art. 13, 22) zu dieser Satzung, insbesondere die Wahlordnung 
für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen kirchlichen Steuerver-
bände.

(2)	� Für die Kirchengemeinden in ihrer sonstigen Stellung als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts gilt Absatz 1 entsprechend.

Art. 3 
Name, Sitz

(1)	� Der Name des gemeindlichen kirchlichen Steuerverbandes ist gleich dem 
der betreffenden katholischen Kirchengemeinde.

(2)	� Der Sitz des gemeindlichen kirchlichen Steuerverbandes ist gleich dem 
der betreffenden katholischen Kirchengemeinde. Bei Gesamtkirchenge-
meinden bestimmt sich der Sitz nach dem Amtssitz des Vorstandes der 
Gesamtkirchengemeinde.

Art. 4 
Aufgabenstellung

(1)	� Dem gemeindlichen kirchlichen Steuerverband obliegt die Erledigung der 
ihm zugewiesenen Aufgaben.
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(2)	� Der gemeindliche kirchliche Steuerverband ist Gläubiger des Kirchgeldes 
(Art. 3 Abs. 1 BayKirchStG).

Zweiter Abschnitt
Kirchenverwaltung

Art. 5
Gemeindlicher kirchlicher Steuerverband – Organ, Vertretung

(1)	� Organ des gemeindlichen kirchlichen Steuerverbandes ist die Kirchenver-
waltung.

(2)	� Der gemeindliche kirchliche Steuerverband wird unter der Obhut und Auf-
sicht des (Erz-)Bischöflichen Ordinariats (kirchliche Aufsichtsbehörde  
[Art. 20]) durch den Kirchenverwaltungsvorstand oder die ständige Vertre-
tung zusammen mit dem Kirchenpfleger1 oder einem durch Beschluss der 
Kirchenverwaltung generell oder im Einzelfall ermächtigten Kirchenver
waltungsmitglied vorbehaltlich des Art. 19 (dieser Satzung) i. V. m. Art. 20 
KiStiftO nach außen vertreten.

(3)	� Eine Kirchenverwaltung muss bestehen

	 1. 	 in den Pfarrkirchengemeinden,

	 2. 	� in den Kuratie-, Expositur- und Filialkirchengemeinden, in welchen es 
eine eigene Kirche mit regelmäßigem Gottesdienst gibt und Kirchgeld 
(Art. 4 Abs. 2) erhoben wird, sowie

	 3. 	 in den Gesamtkirchengemeinden.

(4)	� Eine Kirchenverwaltung kann bestehen

	 1. 	� in den Kuratie-, Expositur- und Filialkirchengemeinden, welche die 
Voraussetzungen von Absatz 3 Nr. 2 nicht erfüllen, und

	 2. 	� für (Neben-)Kirchen und Kapellen mit eigenem (Stamm-)Vermögen 
oder für Teile eines Pfarrbezirkes, wenn den dort wohnenden Be-
kenntnisangehörigen besondere Leistungen für kirchliche Zwecke 
obliegen, ohne dass eine Filialkirchengemeinde (nach Absatz 3 Nr. 2 
bzw. 4 Nr. 1) besteht.

(5)	� Besteht gemäß Absatz 4 keine Kirchenverwaltung, so erledigt die entspre-
chenden Aufgaben unter Wahrung des gesonderten Vermögensstandes 
und Führung eigener Rechnung in den Fällen

	 1. 	 des Absatzes 4 Nr. 1 die Pfarrkirchenverwaltung und

1	� Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechtsspezifi-
schen Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte Form schließt andere Ge-
schlechter gleichberechtigt ein.
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	 2. 	� des Absatzes 4 Nr. 2 eine von der kirchlichen Aufsichtsbehörde zu 
bestimmende Verwaltung, sofern nicht herkömmlich oder stiftungs-
gemäß eine andere Verwaltung besteht.

(6)	� Für die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe gelten die Absätze 4 Nr. 2 und 5 
Nr. 2 entsprechend.

(7)	� Die Mitglieder der Kirchenverwaltung bleiben bis zur konstituierenden Sit-
zung der neu gewählten Kirchenverwaltung im Amt. Die konstituierende 
Sitzung ist unverzüglich, spätestens jedoch vor Ablauf eines Zeitraums 
von drei Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses einzuberufen.

Art. 6 
(Gesamt-)Kirchenverwaltung – Zusammensetzung

(1)	� Die Kirchenverwaltung besteht aus

	 1.	� dem Pfarrer oder Inhaber einer selbständigen Seelsorgestelle, als Kir-
chenverwaltungsvorstand und geborenes Mitglied; in Filialkirchenge-
meinden, für die ein eigener Geistlicher bestellt ist, kann dieser vom 
(Erz-)Bischöflichen Ordinariat auch zum Vorstand der dort etwa be-
stehenden Kirchenverwaltung bestimmt werden, wie

	 2.	� den gewählten Kirchenverwaltungsmitgliedern. Ihre Zahl beträgt in 
Kirchengemeinden

		  bis zu 2.000 Katholiken vier,

		  bis zu 6.000 Katholiken sechs und

		  mit mehr als 6.000 Katholiken acht.

	� Maßgeblich ist die Katholikenzahl nach Hauptwohnsitzen zum 1. Januar 
des Jahres, in dem die Wahl zur Kirchenverwaltung stattfindet. Die Kir-
chenverwaltung kann auf Vorschlag des Kirchenverwaltungsvorstandes 
aus den wählbaren Mitgliedern der Kirchengemeinde zwei weitere Kir-
chenverwaltungsmitglieder berufen. Art. 19 (dieser Satzung) i. V. m. Art. 14 
Abs. 2 Satz 2 und 3 KiStiftO gilt entsprechend.

(2)	� Auf Antrag des Kirchenverwaltungsvorstandes oder von Amts wegen kann 
das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat bestimmen, dass in Kirchengemeinden 
bis zu 2.000 Katholiken lediglich zwei Kirchenverwaltungsmitglieder für die 
Dauer der Amtszeit zu wählen sind. Bei Kirchengemeinden über 2.000 Ka-
tholiken sind Abweichungen nur mit Dispens des Ortsordinarius möglich.

(3)	 �Im Falle einer nicht nur vorübergehenden Verhinderung wird der Kirchenver-
waltungsvorstand durch den vom (Erz-)Bischöflichen Ordinariat für ihn be-
stellten geistlichen Vertreter (Priester oder Diakon) oder eine ständige Ver-
tretung nach Art. 19 dieser Satzung i. V. m. Art. 10 Abs. 4 KiStiftO vertreten.
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(4)	� Auf Antrag des Pfarrers als Kirchenverwaltungsvorstand oder von Amts 
wegen kann das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat unbeschadet des Amtes und 
des Stimmrechts des Pfarrers als Kirchenverwaltungsvorstand eine stän-
dige Vertretung bestellen, die mit der Wahrnehmung der einem Kirchen-
verwaltungsvorstand nach dieser Ordnung obliegenden Aufgaben beauf-
tragt und Mitglied der Kirchenverwaltung wird. Gleichzeitig kann mit Verfü-
gung das Stimmrecht der ständigen Vertretung ausgeschlossen oder auf 
bestimmte Bereiche beschränkt werden. In der Beauftragung werden die 
Befugnisse der ständigen Vertretung für die Dauer der Wahlperiode (Art. 
15 GStVS) oder der Amtszeit des Pfarrers im Einzelnen durch das (Erz-)
Bischöfliche Ordinariat festgelegt. Sind in Beschlussfassungen der Pfarrer 
als Kirchenverwaltungsvorstand und die ständige Vertretung gleichzeitig 
stimmberechtigt anwesend, kann nur eine gültige Stimme abgegeben 
werden, wobei bei Stimmrechtsausübung des Pfarrers als Kirchenverwal-
tungsvorstand diese zählt. Die Beauftragung mehrerer ständigen Vertre-
tungen mit unterschiedlichen Aufgabenbereichen ist zulässig.

(5)	� Der Pfarrer als Kirchenverwaltungsvorstand kann beim (Erz-)Bischöflichen 
Ordinariat beantragen oder das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat kann in be-
sonderen Fällen anordnen, dass die Befugnisse des Pfarrers im Ganzen 
und sein Stimmrecht als Kirchenverwaltungsvorstand nach dieser Ord-
nung ruhen. In diesem Fall nimmt die ständige Vertretung die einem Kir-
chenverwaltungsvorstand nach dieser Ordnung obliegenden Aufgaben an 
dessen Stelle in Gänze wahr.

(6)	� Die Gesamtkirchenverwaltung besteht aus

	 1.	� dem Pfarrer oder Inhaber einer selbständigen Seelsorgestelle, dem 
nach Maßgabe von c. 526 § 1 CIC die Gesamtverantwortung und 
-leitung der in der Gesamtkirchengemeinde zusammengeschlosse-
nen Kirchengemeinden anvertraut sind,

	 2.	� je einem Mitglied der in der Gesamtkirchengemeinde zusammenge-
schlossenen Kirchenverwaltungen, das jeweils von der es entsenden-
den Kirchenverwaltung auf die Dauer ihrer Amtszeit gewählt wird,

	 3.	� je einem weiteren Kirchenverwaltungsmitglied, das eine Mitgliedskir-
chengemeinde, sofern sie mehr als 3.000 Katholiken zählt, auf die 
Dauer der Amtszeit ihrer Kirchenverwaltung zu entsenden vermag.

	 Das in Absatz 3 und 4 sowie Art. 5 Abs. 7 Bestimmte gilt entsprechend.

(7)	� Auf Antrag von wenigstens der Hälfte der in der Gesamtkirchengemeinde 
zusammengeschlossenen Kirchenverwaltungen oder von Amts wegen 
kann das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat bestimmen, dass die Zahl der 
Mitglieder der Gesamtkirchenverwaltung abweichend von Absatz 6 Nr. 2 
und 3 in Gesamtkirchengemeinden

	 bis zu 2.000 Katholiken vier,
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	 bis zu 6.000 Katholiken sechs und

	 mit mehr als 6.000 Katholiken acht beträgt.

	� Die Bestimmungen in Art. 7 Abs. 1 Nr. 7 GStVS, Art. 12 Abs. 2 und 3, 15 
Abs. 2, 16, 17 DStVS, §§ 4, 6 und 7 DStVWO finden sinngemäße Anwen-
dung.

(8)	� Die abweichende Zahl der Mitglieder einer Gesamtkirchenverwaltung im 
Sinne von Absatz 7 Satz 1 kann der Diözesanbischof bei Errichtung einer 
Gesamtkirchengemeinde festlegen.

(9)	� Die gewählten und berufenen Mitglieder der Kirchenverwaltung wie der 
Gesamtkirchenverwaltung versehen ihr Ehrenamt unentgeltlich. Entste-
hende Auslagen werden ersetzt. Art. 19 (dieser Satzung) i. V. m. Art. 14 
Abs. 1 Satz 1 KiStiftO wird davon nicht berührt.

Art. 7 
Kirchenverwaltung – Aufgaben

(1)	� Der Kirchenverwaltung obliegt die Erledigung der sich aus Art. 4 ergeben-
den Aufgaben. Dazu gehören insbesondere

	 1.	� die Erhebung und Verwaltung des Kirchgeldes (Art. 20, 21 BayKirch
StG),

	 2.	� die Antragstellung bei Erhebung eines gestaffelten Kirchgeldes (Art. 25 
Abs. 1 Satz 2 DKirchStO),

	 3.	� die Bestimmung der Fälligkeit des Kirchgeldes (Art. 22 Abs. 2 DKirch
StO),

	 4.	� die Aufstellung, Beratung und Beschlussfassung des Haushaltspla-
nes des gemeindlichen kirchlichen Steuerverbandes (Art. 19 [dieser 
Satzung] i. V. m. Art. 26 bis 29 KiStiftO),

	 5.	� die Anerkennung der Jahresrechnung des gemeindlichen kirchlichen 
Steuerverbandes (Art. 19 [dieser Satzung] i. V. m. Art. 32 KiStiftO),

	 6.	� die Bestellung und Entsendung (Delegation) eines Mitglieds in die Ge-
samtkirchenverwaltung (Art. 6 Abs. 4 Nr. 2 und 3),

	 7.	 �die Bestellung und Entsendung (Delegation) eines Mitglieds für die 
Wahl der weltlichen Vertreter des Diözesansteuerausschusses (Art. 15 
Abs. 2 DStVS) sowie

	 8.	� die gewissenhafte Verwaltung des örtlichen Kirchengemeindevermö-
gens, insbesondere bestehender kirchlicher Friedhöfe.

(2)	� Ein Haushaltsplan nach Absatz 1 Nr. 4 wird nur aufgestellt und vollzogen, 
sofern eine Kirchengemeinde neben dem Kirchgeldaufkommen noch 
bedeutendes Vermögen zu verwalten hat, nachdem die Feststellung und 
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Deckung des Finanzbedarfs für die Befriedigung kirchengemeindlicher 
Bedürfnisse aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung regelmäßig im 
Haushaltsplan der betreffenden Kirchenstiftung erfolgen. Satz 1 gilt für die 
Jahresrechnung nach Absatz 1 Nr. 5 entsprechend.

Art. 8 
Wählbarkeit

(1)	� Als Kirchenverwaltungsmitglied kann gewählt werden, wer

	 1.	� der römisch-katholischen Kirche angehört,

	 2.	� im Bereich der Kirchengemeinde seinen Hauptwohnsitz begründet 
hat,

	 3.	� kirchensteuerpflichtig ist und

	 4.	� am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat.

(2)	� Kirchensteuerpflichtig im Sinne von Absatz 1 sind alle Bekenntnisangehö-
rigen, welche einer der in Art. 4 Nr. 1 und 2 BayKirchStG vorgesehenen 
Kirchensteuern unterliegen. Kirchensteuerpflichtig ist auch der mit seinem 
Ehegatten zur Einkommensteuer zusammen veranlagte Ehegatte, wenn 
auch nur einer der beiden Einkünfte hat.

(3)	� Von der Wählbarkeitsvoraussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 kann das (Erz-)
Bischöfliche Ordinariat auf Antrag des Kirchenverwaltungsvorstandes in 
begründetem Einzelfall eine Befreiung erteilen.

Art. 9 
Ausschluss von der Wählbarkeit

(1)	� Nicht gewählt werden können, auch wenn die Voraussetzungen nach Art. 8 
Abs. 1 gegeben sind, Personen,

	 1.	� denen die Fähigkeit zur Erlangung öffentlicher Ämter fehlt,

	 2.	� die wegen vorsätzlicher Tat durch ein deutsches Gericht zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt wurden, 
es sei denn, dass die Strafe getilgt ist,

	 3.	� die sich kirchliche Strafen im Sinne der cc. 1331 bis 1333, 1336 CIC 
zugezogen haben oder sich sonst in offenem Gegensatz zur Lehre 
oder zu den Grundsätzen der römisch-katholischen Kirche befinden,

	 4.	� die offenkundig der Entrichtung der von ihnen geschuldeten Kirchen
umlagen oder des Kirchgeldes nicht nachkommen,

	 5.	� die in einem Arbeitsverhältnis mit der Kirchengemeinde oder Kirchen-
stiftung stehen,
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	 6.	� die bei der kirchlichen Aufsichtsbehörde unmittelbar mit Aufgaben 
der Rechts- und Fachaufsicht betraut sind,

	 7.	� deren Wahlrecht nach Art. 12 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ausgeschlossen ist 
oder nach Art. 12 Abs. 2 ruht,

	 8.	� die in der der Wahl vorangegangenen Amtszeit gemäß Art. 22 KiStiftO 
rechtskräftig aus der Kirchenverwaltung abberufen wurden.

(2)	� Die Feststellung des Vorliegens von Nichtwählbarkeitsvoraussetzungen 
trifft der Wahlausschuss, im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 das (Erz-)Bischöfli-
che Ordinariat nach erfolgter Anhörung gemäß c. 50 CIC.

(3)	� Als Arbeitsverhältnis im Sinne des Absatzes 1 Nr. 5 gilt nicht ein kurz
fristiges oder geringfügiges Beschäftigungsverhältnis sowie eine neben-
berufliche Tätigkeit im Sinne der §§ 3 Nr. 26 a EStG, 8 SGB IV.

Art. 10 
Ausschluss von Verwandten

(1)	� Ehegatten, Eltern und Kinder sowie Geschwister dürfen nicht gleichzeitig 
ein und derselben Kirchenverwaltung angehören. Von ihnen wird jeweils 
die/der mit höherer Stimmenzahl Gewählte Mitglied der Kirchenverwal-
tung. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

(2)	� Tritt das Hindernis erst nachträglich ein, so scheidet aus, wer nach Absatz 
1 nicht Mitglied der Kirchenverwaltung geworden wäre. Art. 16 Abs. 3 und 
4 gilt entsprechend.

Art. 11 
Wahlberechtigung

(1)	� Die Kirchenverwaltungsmitglieder werden von den Wahlberechtigten der 
Kirchengemeinde gewählt.

(2)	� Wahlberechtigt ist, wer

	 1.	� der römisch-katholischen Kirche angehört,

	 2.	 �im Bereich der Kirchengemeinde seinen Hauptwohnsitz begründet und

	 3.	� am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat.

Art. 12 
Ausschluss, Ruhen des Wahlrechts

(1)	� Vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, wer

	 1.	� zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten nach deutschem Recht 
nicht nur durch einstweilige Anordnung unter Betreuung steht,
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	 2.	� infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt (§ 45 StGB),

	 3.	� die Fähigkeit zur Erlangung öffentlicher Ämter entbehrt oder

	 4.	� offenkundig die von ihm geschuldeten Kirchenumlagen oder das 
Kirchgeld nicht entrichtet.

(2)	� Das Wahlrecht ruht für Kirchengemeindemitglieder, die

	 1.	� aufgrund einer Anordnung nach § 63 i. V. m. § 20 StGB sich in einem 
psychiatrischen Krankenhaus befinden,

	 2.	� sich in Freiheitsentzug befinden oder

	 3.	� aufgrund Richterspruches einer freiheitsentziehenden Maßregel der 
Besserung und Sicherung im Sinne des § 61 StGB unterliegen.

Art. 13 
Wahlordnung

Das Wahlverfahren regelt sich nach der Wahlordnung für die Kirchenverwal
tungen der gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände der bayerischen (Erz-)
Diözesen.

Art. 14 
Wahlergebnis – Feststellung

(1)	� Gewählt sind diejenigen Bewerber, welche die meisten Stimmen erhalten 
haben. Ihre Reihenfolge bestimmt sich nach der für sie abgegebenen 
Stimmenzahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(2)	� Die nicht gewählten Bewerber sind in der Reihenfolge der erhaltenen 
Stimmen die Ersatzleute der Gewählten.

(3)	� Die Gewählten sind schriftlich von ihrer Wahl zu verständigen und auf
zufordern, binnen einer Woche verbindlich die Annahme ihrer Wahl zu er-
klären. Bei der Verständigung ist darauf hinzuweisen, dass die Wahl nur 
aus wichtigem Grunde abgelehnt werden kann und die Unterlassung einer 
Annahmeerklärung innerhalb der Frist oder die Ablehnung ohne Angabe 
eines ausreichenden Grundes als Annahme gilt.

Art. 15 
Amtszeit

(1)	� Die Amtszeit der gewählten oder berufenen Kirchenverwaltungsmitglieder 
beträgt sechs Jahre (Wahlperiode). Sie beginnt mit dem auf die Wahl fol-
genden 1. Januar. Auf Art. 9 Abs. 5 der Ordnung für kirchliche Stiftungen 
in den bayerischen (Erz-)Diözesen wird verwiesen.
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(2)	� Die Kirchenverwaltungswahlen sollen jeweils bis zum 1. November vor 
Ablauf der Amtszeit beendet sein.

(3)	� Endet die Tätigkeit einer Kirchenverwaltung vor Ablauf der Amtszeit, so 
wird für den Rest der Wahlperiode die Kirchenverwaltung neu gewählt.

Art. 16 
Rücktritt, Ausschluss

(1)	� Ein Kirchenverwaltungsmitglied ist bei Dienstunfähigkeit oder nach Vollen-
dung des 65. Lebensjahres zum Rücktritt berechtigt. Aus anderen wichti-
gen Gründen kann der Rücktritt aus der Kirchenverwaltung während der 
Amtszeit von der kirchlichen Aufsichtsbehörde bewilligt werden.

(2)	� Entfällt eine der Wählbarkeitsvoraussetzungen nach Art. 8 Abs. 1 Nr. 1 
oder 3 während der Amtszeit, oder ist ein Ausschlussgrund nach Art. 9 
gegeben, so scheidet das betreffende Kirchenverwaltungsmitglied aus.

(3)	� Den Wegfall einer Wählbarkeitsvoraussetzung oder den Ausschlussgrund 
stellt die Kirchenverwaltung ohne Mitwirkung des betroffenen Mitglieds 
durch Beschluss fest. Dieser Beschluss ist dem betroffenen Mitglied unter 
Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen. Gegen diesen Beschluss kann 
der Betroffene innerhalb eines Monats die kirchliche Aufsichtsbehörde an-
rufen. Gegen die Entscheidung der kirchlichen Aufsichtsbehörde sind die 
Rechtsbehelfe nach Art. 21 zulässig.

(4)	� Scheidet während der Amtszeit ein gewähltes Mitglied aus, so rückt für die 
restliche Amtszeit ein Ersatzmitglied (Art. 14 Abs. 2) nach. Die Reihenfolge 
bestimmt sich nach den erhaltenen Stimmen.

Art. 17 
Anordnung einer Ergänzungswahl

(1)	� Endet die ehrenamtliche Tätigkeit eines Mitglieds vor Ablauf der Amtszeit, 
soll, falls diesem Umstand durch Nachrücken ein Ersatzmitglied nicht ab-
geholfen werden kann, vom (Erz-)Bischöflichen Ordinariat eine Ergän-
zungswahl für den Rest der Amtszeit der Kirchenverwaltung angeordnet 
werden.

(2)	� Für Ergänzungswahlen gelten im Übrigen die Bestimmungen dieser Sat-
zung wie der Wahlordnung für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen 
kirchlichen Steuerverbände (Art. 13) entsprechend. Das (Erz-)Bischöfliche 
Ordinariat kann von einer Ergänzungswahl absehen, wenn die Zahl der 
gewählten Kirchenverwaltungsmitglieder in Vollzug von Art. 6 Abs. 1 Satz 
4 erreicht werden kann.



287

Art. 18 
Anordnung einer Neuwahl

(1)	� Wenn die Wahl der Kirchenverwaltungsmitglieder in der festgesetzten Zahl 
trotz Wiederholung des Wahlvorgangs nicht zustande kommt oder eine 
länger dauernde Beschlussunfähigkeit eintritt, der durch Nachrücken von 
Ersatzleuten oder eine einmalige Ergänzungswahl nicht abgeholfen wer-
den kann, so wird vom (Erz-)Bischöflichen Ordinariat eine Neuwahl für den 
Rest der Amtszeit der Kirchenverwaltung angeordnet.

(2)	� Soll auf diese Weise eine Kirchenverwaltung neu gebildet werden, so wird 
mit der Wahlvorbereitung ein Wahlausschuss betraut, der nach Anhörung 
des zuständigen Seelsorgers vom (Erz-)Bischöflichen Ordinariat bestimmt 
wird. Im Übrigen gelten die Bestimmungen dieser Satzung wie der Wahl-
ordnung für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen kirchlichen Steu-
erverbände (Art. 13) entsprechend.

(3)	� Bei der Neuerrichtung einer Kirchengemeinde gilt Absatz 2 entsprechend.

Art. 19 
Kirchenverwaltung – ergänzendes Recht

Für die Kirchenverwaltung als Organ des gemeindlichen kirchlichen Steuerver-
bandes gelten im Übrigen die Bestimmungen der Ordnung für kirchliche Stiftun-
gen in den bayerischen (Erz-)Diözesen entsprechend, insbesondere ihre Art. 12 
bis 33, 41.

Dritter Abschnitt
Aufsicht

Art. 20
Gemeindlicher kirchlicher Steuerverband – Aufsicht

(1)	� Die gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände stehen unter der besonde-
ren Obhut des Diözesanbischofs. Sie werden zu diesem Zwecke von ihm 
beaufsichtigt.

(2)	� Die Wahrnehmung der sich aus der Obhutspflicht ergebenden Aufgaben 
obliegt dem (Erz-)Bischöflichen Ordinariat (kirchliche Aufsichtsbehörde).

(3)	� Für die gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände gelten im Übrigen die 
für die kirchliche Stiftungsaufsicht maßgeblichen Bestimmungen der Ord-
nung für kirchliche Stiftungen in den bayerischen (Erz-)Diözesen entspre-
chend, insbesondere ihre Art. 42 (Abs. 3 bis 7), 43 bis 46.
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Vierter Abschnitt
Rechtsbehelfsverfahren

Art. 21
Einspruch und Beschwerde

(1)	� Gegen Bescheide der kirchlichen Aufsichtsbehörde ist der Einspruch zu-
lässig. Dieser ist innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zugang des 
Bescheides einzulegen. Über ihn entscheidet die kirchliche Aufsichtsbe-
hörde.

(2)	� Gegen Einspruchsentscheidungen der kirchlichen Aufsichtsbehörde ist 
die Beschwerde zulässig. Diese ist innerhalb einer Frist von einem Monat 
nach Zustellung der Einspruchsentscheidung beim Diözesanbischof zu 
erheben.

(3)	� Einspruch und Beschwerde haben aufschiebende Wirkung. Die aufschie-
bende Wirkung des Einspruchs entfällt in den Fällen, in denen die soforti-
ge Vollziehung im überwiegenden Interesse der Kirchenstiftung von der 
kirchlichen Stiftungsaufsichtsbehörde besonders angeordnet wird. Wird 
bei Maßnahmen nach Art. 22 Abs. 1 und Abs. 2 KiStiftO von der kirchli-
chen Stiftungsaufsichtsbehörde die sofortige Wirkung angeordnet, findet 
bei Durchführung des Rechtsbehelfsverfahrens Art. 16 Abs. 4 GStVS mit 
der Maßgabe Anwendung, dass das Ersatzmitglied bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung als vorläufiges Mitglied nachrückt.

(4)	� Die Entscheidung des Diözesanbischofs ist unanfechtbar; c. 1417 § 1 CIC 
bleibt unberührt.

Fünfter Abschnitt
Schlussvorschriften

Art. 22
Kirchliche Durchführungsbestimmungen

Die kirchliche Aufsichtsbehörde erlässt die für ihren Zuständigkeitsbereich 
(Diözesanbereich) erforderlichen Durchführungsbestimmungen und Verwal-
tungsrichtlinien.

Art. 23 
Inkrafttreten

(1)	� Diese Satzung für die gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände tritt am 
1. August 2024 in Kraft.
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(2)	� Sie ist im Amtsblatt für die betreffende (Erz-)Diözese zu veröffentlichen.

(3)	� Die Satzung für die gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände in den bay-
erischen (Erz-)Diözesen in der Fassung vom 1. Januar 2018 (Amtsblatt für 
das Erzbistum München und Freising 2018, Nr. 7, S. 343–354) tritt mit 
Ablauf des 31. Juli 2024 außer Kraft.
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95.	   Wahlordnung für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen  
 kirchlichen Steuerverbände in den bayerischen (Erz-)Diözesen  
                                         (GStVWO) 

in der Fassung vom 1. August 2024
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Wahlordnung für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen 
kirchlichen Steuerverbände in den bayerischen (Erz-)Diözesen 

(GStVWO)

in der Fassung vom 1. August 2024

Die bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe der (Erz-)Diözesen München und 
Freising, Bamberg, Augsburg, Eichstätt, Passau, Regensburg und Würzburg er-
lassen je gleichlautend für ihren Zuständigkeitsbereich zu Art. 5 BayKirchStG 
und in Ausführung von Art. 13 GStVS die Wahlordnung für die Kirchenverwal-
tungen der gemeindlichen kirchlichen Steuerverbände für den Bereich ihrer 
(Erz-)Diözese ab dem 1. August 2024 in der nachstehend bekannt gemachten 
Fassung:

Wahlordnung für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen kirchlichen 
Steuerverbände in den bayerischen (Erz-)Diözesen

Erster Abschnitt 
Vorbereitung der Wahl

§ 1
Wahltermin

Der Wahltermin wird unter entsprechender Berücksichtigung des Art. 15 GStVS 
vom (Erz-)Bischöflichen Ordinariat festgelegt und mit ergänzenden Anordnun-
gen zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl im Amtsblatt veröffentlicht.

§ 2 
Wahlausschuss – Bildung, Zusammensetzung

(1)	� Acht Wochen vor dem Wahltermin wird ein Wahlausschuss gebildet.

(2)	� Dem Wahlausschuss gehören an

	 1.	� der Pfarrer oder Inhaber einer selbstständigen Seelsorgestelle bzw. 
die ständige Vertretung,

	 2.	� zwei von der Kirchenverwaltung gewählte Mitglieder und

	 3.	� zwei vom Pfarrgemeinderat gewählte Mitglieder.

(3)	� Fehlt eines der Gremien nach Absatz 2 Nr. 2 oder 3, so wählt das andere 
alle vier Mitglieder, fehlen beide Gremien nach Absatz 2 Nr. 2 und 3, so 
bestimmt der Pfarrer oder Inhaber einer selbstständigen Seelsorgestelle 
bzw. die ständige Vertretung die Mitglieder des Wahlausschusses. Hierü-
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ber ist der kirchlichen Stiftungsaufsichtsbehörde unverzüglich Mitteilung 
zu machen.

(4)	� Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden1, einen 
stellvertretenden Vorsitzenden und einen Schriftführer.

§ 3 
Wahlvorschläge

(1)	� Der Wahlausschuss gibt durch Aushang im Bereich der Kirche, allgemein 
zugänglich und deutlich sichtbar, seine Zusammensetzung wie den Termin 
für die Kirchenverwaltungswahl bekannt und fordert die Wahlberechtigten 
auf, Kandidaten rechtzeitig vorzuschlagen.

(2)	� Ein Wahlvorschlag darf doppelt so viele Bewerber enthalten, als Kirchen-
verwaltungsmitglieder zu wählen sind. Jeder Wahlvorschlag muss von 
mindestens drei Wahlberechtigten, unter gleichzeitiger Angabe von Alter 
und Anschrift, mit Vor- und Zuname unterzeichnet sein.

(3)	� Ergibt sich aus der Summe der Wahlvorschläge eine Liste, die nicht min-
destens die doppelte Anzahl der zu Wählenden enthält, so ergänzt der 
Wahlausschuss die Vorschlagsliste erforderlichenfalls in der Weise, dass 
die Zahl der Bewerber wenigstens um 50 v. H. größer ist als die Anzahl der 
zu Wählenden.

(4)	� Kann eine Vorschlagsliste nach Absatz 3 nicht gebildet werden, so erstellt 
der Wahlausschuss unter Berücksichtigung der eingegangenen Wahlvor-
schläge eine Vorschlagsliste mit mindestens der Anzahl der zu Wählen-
den. Hierüber ist der kirchlichen Stiftungsaufsichtsbehörde vor Erstellung 
der Vorschlagsliste Mitteilung zu machen.

§ 4 
Wahlliste

(1)	� Von den Vorgeschlagenen ist vor Erstellung der Wahlliste die Erklärung 
einzuholen, sich zur Wahl zu stellen.

(2)	� Der Wahlausschuss erstellt dann aus der Vorschlagsliste die Wahlliste. Für 
diese gilt § 3 Abs. 3 und 4 entsprechend.

(3)	� In der Wahlliste werden die Vorgeschlagenen nach Familienname, Vorna-
me, Alter, Beruf und Wohnort in Buchstabenfolge aufgeführt. Jeder sons-
tige Hinweis unterbleibt.

1	� Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechtsspezifi-
schen Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte Form schließt andere Ge-
schlechter gleichberechtigt ein.
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(4)	� Spätestens vier Wochen vor dem Wahltag veröffentlicht der Vorsitzende 
des Wahlausschusses die Wahlliste durch Aushang im Bereich der Kirche, 
allgemein zugänglich und deutlich sichtbar, auf die Dauer von drei Wochen 
und weist auf die Einspruchsmöglichkeit innerhalb von sieben Tagen nach 
Beginn des Aushangs hin.

(5)	� Die Wahlliste ist auch in Filialkirchen ohne eigene Kirchenverwaltung zu 
veröffentlichen.

(6)	� Am ersten Sonntag nach Veröffentlichung der Wahlliste ist im Rahmen der 
Gottesdienste auf die veröffentlichte Wahlliste hinzuweisen. Dabei sind 
gleichzeitig die Vorschriften für die Wahl in ihren Grundzügen bekannt zu 
geben.

(7)	� Über Einsprüche gegen die Wahlliste entscheidet der Wahlausschuss.

§ 5 
Wahlort, Wahlzeit, Wahlart

(1)	� Der Wahlausschuss legt den Wahlort und die Wahlzeit fest.

(2)	� Auf den Wahlort und die Wahlzeit ist im Rahmen der Gottesdienste hinzu-
weisen und durch Aushang im Bereich der Kirche allgemein zugänglich 
und deutlich sichtbar bekannt zu machen.

(3)	� Die Wahlzeit ist so festzulegen, dass ausreichende Gelegenheit zur Wahl, 
insbesondere vor und nach den Gottesdiensten, besteht. Der Wahlraum 
ist mindestens drei Stunden ununterbrochen offen zu halten.

(4)	� Die Durchführung der Wahl findet grundsätzlich als Urnenwahl mit der 
Möglichkeit einer Briefwahl statt (§§ 6 bis 8).

(5)	� Auf Antrag des Wahlausschusses kann mit schriftlicher Erlaubnis des 
(Erz-)Bischöflichen Ordinariates die Wahl ausschließlich als Briefwahl 
durchgeführt werden (§ 7 Abs. 2 bis 5). Das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat 
kann die Durchführung der Wahl von Amts wegen ausschließlich als Brief-
wahl anordnen.

Zweiter Abschnitt
Durchführung der Wahl

§ 6
Stimmabgabe zur Wahl

(1)	� Sofern eine Liste der Wahlberechtigten nicht zur Verfügung steht, geben 
die Wähler zur Überprüfung ihrer Wahlberechtigung gemäß Art. 11 Abs. 2 
GStVS auf einem Vordruck oder einer Wählerliste Name, Alter und An-
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schrift bekannt. Die Angaben sind auf Verlangen durch amtliche Personal-
ausweise oder auf andere geeignete Art nachzuweisen.

(2)	� Die Wahl ist geheim.

(3)	� Jeder Wähler hat so viele Stimmen, als Kirchenverwaltungsmitglieder zu 
wählen sind. Sind mehr Stimmen als hiernach zulässig auf einem Stimm-
zettel abgegeben, so ist die Stimmabgabe ungültig. Der Wähler kann je-
dem Bewerber nur eine Stimme geben. Hierauf ist durch Aufdruck auf 
dem Stimmzettel hinzuweisen.

(4)	� Wahlberechtigte, die durch körperliche Gebrechen gehindert sind, ihre 
Stimme allein abzugeben, können sich der Hilfe einer von ihnen zu bestim-
menden Vertrauensperson bedienen. In diesem Falle darf die Vertrauens-
person den Stimmzettel nur nach dem erklärten Willen des Wahlberechtig-
ten ausfüllen.

§ 7 
Briefwahl

(1)	� Wähler erhalten auf Antrag einen Briefwahlschein.

(2)	� Der Briefwahlschein kann bis zum Mittwoch vor der Wahl schriftlich oder 
mündlich beim Pfarramt beantragt werden.

(3)	� Nach Prüfung der Wahlberechtigung erhält der Antragsteller einen

	 1.	� Briefwahlschein,

	 2.	� amtlichen Stimmzettel,

	 3.	� Wahlumschlag und

	 4.	� Wahlbriefumschlag ausgehändigt oder zugesandt.

(4)	� Der Briefwähler füllt persönlich den Stimmzettel aus, übermittelt den Wahl-
brief durch die Post oder auf andere Weise dem Vorsitzenden des Wahl-
ausschusses über das zuständige Pfarramt oder lässt den Wahlbrief spä-
testens am Wahltag bis zum Ende der Abstimmungszeit im Wahlraum 
abgeben. Danach eingehende Wahlbriefe sind ungültig. § 6 Abs. 4 gilt 
sinngemäß.

(5)	� Am Wahltag werden die beim Pfarramt eingegangenen Wahlbriefe in den 
Wahlraum gebracht. Der Vorsitzende des Wahlausschusses öffnet die 
Wahlbriefe. Dabei darf der Wahlumschlag nicht geöffnet, sondern muss 
nach Registrierung des betreffenden Briefwählers ungeöffnet in die Wahl-
urne geworfen werden.
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§ 8 
Wahlhandlung

(1)	� Der Wahlausschuss sorgt für den ungestörten Ablauf der Wahl, registriert 
die Namen der Wähler, die ihre Stimme abgeben, nimmt die Stimmzettel 
entgegen, fügt die Briefwahlstimmen bei und zählt nach Ablauf der Wahl-
zeit die abgegebenen Stimmen.

(2)	� Über die Wahlhandlung fertigt der Wahlausschuss anschließend eine Nie-
derschrift an, die von den Mitgliedern des Wahlausschusses zu unter-
zeichnen ist.

(3)	� Während der Wahlzeit müssen mindestens jeweils zwei Mitglieder des 
Wahlausschusses die Wahlaufsicht führen.

§ 9 
Wahlergebnis – Feststellung, Mitteilung

(1)	� Gewählt sind diejenigen Bewerber, welche die meisten Stimmen erhalten 
haben. Ihre Reihenfolge bestimmt sich nach der für sie abgegebenen 
Stimmenzahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (Art. 14 Abs. 1 
GStVS).

(2)	� Die nicht gewählten Bewerber sind in der Reihenfolge der erhaltenen 
Stimmen die Ersatzleute der Gewählten (Art. 14 Abs. 2 GStVS).

(3)	� Die Gewählten sind schriftlich von ihrer Wahl zu verständigen und aufzu-
fordern, binnen einer Woche verbindlich die Annahme ihrer Wahl zu erklä-
ren. Bei der Verständigung ist darauf hinzuweisen, dass die Wahl nur aus 
wichtigem Grunde abgelehnt werden kann und die Unterlassung einer 
Annahmeerklärung innerhalb der Frist oder die Ablehnung ohne Angabe 
eines ausreichenden Grundes als Annahme gilt (Art. 14 Abs. 3 GStVS).

(4)	� Das Wahlergebnis wird vom Wahlausschuss festgestellt und ist am Sonn-
tag, nachdem die Gewählten eine Erklärung über die Annahme oder Ab-
lehnung der Wahl abgegeben haben, spätestens am zweiten Sonntag 
nach dem Wahltermin durch Verkündigung und/oder Anschlag unter An-
gabe der Stimmenzahl bekannt zu geben.

(5)	� Das Wahlergebnis ist dem (Erz-)Bischöflichen Ordinariat nach Ablauf der 
Einspruchsfrist und, falls ein Einspruch erfolgt ist, nach Vorliegen der Ent-
scheidung des Wahlausschusses darüber und nach Ablauf der Beschwer-
defrist mitzuteilen.



296

Dritter Abschnitt
Rechtsbehelfe gegen die Wahl

§ 10
Einspruch und Beschwerde

(1)	� Jeder Wahlberechtigte kann binnen einer Woche nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses Einspruch gegen die Wahl beim Pfarramt erheben, we-
gen

	 1.	� Verletzung der Vorschriften über das Wahlverfahren,

	 2.	� vorschriftswidriger sachlicher Bescheide des Wahlausschusses oder

	 3.	� Ungültigkeit einzelner Stimmen.

	 Über den Einspruch entscheidet der Wahlausschuss.

(2)	� Gegen die Einspruchsentscheidung des Wahlausschusses kann binnen 
einer Woche nach Bekanntgabe Beschwerde beim Pfarramt eingelegt 
werden. Über die Beschwerde entscheidet das (Erz-)Bischöfliche Ordina-
riat. Seine Entscheidung ist unanfechtbar; c. 1417 § 1 CIC bleibt unbe-
rührt.

(3)	� Wird das Wahlergebnis auf Einspruch bzw. Beschwerde ganz oder teilwei-
se für ungültig erklärt, so ist die Wahl insoweit zu wiederholen, als dies in 
der Entscheidung ausgesprochen ist.

(4)	� Die Absätze 1 und 2 gelten bei einer ganzen oder teilweisen Wiederholung 
der Wahl nach Absatz 3 entsprechend.

(5)	� Die Entscheidung des Wahlausschusses oder, falls dagegen Beschwerde 
eingelegt wurde, die Entscheidung des (Erz-)Bischöflichen Ordinariats ist 
am nächstfolgenden Sonntag durch Verkündigung und/oder Anschlag be-
kannt zu geben.

§ 11 
Nachprüfung durch das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat

Das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat ist berechtigt, die Akten über den Wahlvor-
gang zum Zwecke der Nachprüfung anzufordern.
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Vierter Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 12
Ergänzungs-, Neuwahl

Für Ergänzungswahlen (Art. 17 GStVS) wie Neuwahlen (Art. 18 GStVS) gelten 
die Bestimmungen dieser Wahlordnung entsprechend.

§ 13 
Inkrafttreten

(1)	� Diese Wahlordnung für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen kirch-
lichen Steuerverbände tritt am 1. August 2024 in Kraft.

(2)	� Sie ist im Amtsblatt für die betreffende (Erz-)Diözese zu veröffentlichen.

(3)	� Die Wahlordnung für die Kirchenverwaltungen der gemeindlichen kirchli-
chen Steuerverbände in den bayerischen (Erz-)Diözesen in der Fassung 
vom 1. Januar 2018 (Amtsblatt für das Erzbistum München und Freising 
2018, Nr. 7, S. 356–361) tritt mit Ablauf des 31. Juli 2024 außer Kraft.
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Satzung für die gemeinschaftlichen kirchlichen  
Steuerverbände in den bayerischen (Erz-)Diözesen (DStVS)

in der Fassung vom 1. August 2024

Die bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe der (Erz-)Diözesen München und 
Freising, Bamberg, Augsburg, Eichstätt, Passau, Regensburg und Würzburg er-
lassen je gleichlautend für ihren Zuständigkeitsbereich aufgrund cc. 222, 381, 
391, 492 mit 494, 1254, 1260 und 1263 CIC sowie Art. 140 GG, Art. 137 Abs. 6 
WRV, Art. 1, 13 RKonk, Art. 143 Abs. 3 BayVerf und Art. 1 § 2, 10 § 5 BayKonk 
zu Art. 5 BayKirchStG die Satzung für die gemeinschaftlichen kirchlichen Steu-
erverbände für den Bereich ihrer (Erz-)Diözese ab dem 1. August 2024 in der 
nachstehend bekannt gemachten Fassung:

Satzung für die gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbände in den 
bayerischen (Erz-)Diözesen

Erster Abschnitt
Gemeinschaftlicher kirchlicher Steuerverband

Art. 1 
Begriff, Rechtsform

Die bayerischen (Erz-)Diözesen, die jeweils Körperschaften des öffentlichen 
Rechtes sind, bilden gleichzeitig je für sich einen gemeinschaftlichen kirchli-
chen Steuerverband (Art. 2 Abs. 1 BayKirchStG).

Art. 2 
(Erz-)Diözese (gemeinschaftlicher kirchlicher Steuerverband) –  

geltendes Recht

(1)	� Für die (Erz-)Diözesen in ihrer Eigenschaft als gemeinschaftliche kirchliche 
Steuerverbände gelten

	 1.	� die Bestimmungen des Codex Iuris Canonici, insbesondere die cc. 
113–123, 492–494 und 1254–1310 CIC,

	 2.	� die Vorschriften des (Bayerischen) Kirchensteuergesetzes, insbeson-
dere die Art. 3–19, 24 BayKirchStG,

	 3.	� die Bestimmungen dieser Satzung,

	 4.	� die Regelungen des Partikularrechts der Deutschen Bischofskonfe-
renz zum CIC in ihrer jeweils geltenden Fassung,

	 5.	� die staatlichen Ausführungsvorschriften zu den unter Nr. 2 aufgeführ-
ten Artikeln des (Bayerischen) Kirchensteuergesetzes sowie
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	 6.	� die kirchlichen Durchführungsbestimmungen und Verwaltungsrichtli-
nien zu dieser Satzung, insbesondere die Wahlordnung für die Steu-
erausschüsse der gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbände in 
den bayerischen (Erz-)Diözesen.

(2)	 �Für die (Erz-)Diözesen in ihrer sonstigen Stellung als Körperschaften des öf-
fentlichen Rechtes gelten die einschlägigen Bestimmungen des CIC und da-
rauf fußenden Partikularrechts wie des Deutschen und Bayerischen Staats-
kirchenrechts; die Regelungen dieser Satzung finden keine Anwendung.

Art. 3 
Name, Sitz

(1)	� Der Name des gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbandes ist gleich 
dem Namen der betreffenden bayerischen (Erz-)Diözese.

(2)	� Der Sitz des gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbandes ist gleich 
dem Sitz der betreffenden bayerischen (Erz-)Diözese.

Art. 4 
Aufgabenstellung

(1)	� Dem gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverband obliegt die Erledigung 
der ihm zugewiesenen Aufgaben.

(2)	� Der gemeinschaftliche kirchliche Steuerverband ist Gläubiger der Kirchen
umlagen, und zwar der Kircheneinkommen-, Kirchenlohn-, Kirchenkapital-
ertrag- und Kirchengrundsteuer (Art. 3 Abs. 1, 4 Nr. 1 BayKirchStG).

Zweiter Abschnitt
Diözesansteuerausschuss

Art. 5
Organe

Organe des gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbandes sind

1.	� der Diözesansteuerausschuss,

2.	� der Vorsitzende1 des Diözesansteuerausschusses und

3.	� der stellvertretende Vorsitzende des Diözesansteuerausschusses.

1	� Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechtsspezifi-
schen Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte Form schließt andere Ge-
schlechter gleichberechtigt ein.
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Art. 6 
Diözesansteuerausschuss – Zusammensetzung

Der Diözesansteuerausschuss besteht aus:

–	 dem (Erz-)Bischof,

–	 dem (Erz-)Bischöflichen Finanzdirektor,

–	 drei gewählten geistlichen,

–	 neun gewählten weltlichen Vertretern und

–	 zwei vom (Erz-)Bischof ernannten Mitgliedern.

Art. 7 
Diözesansteuerausschuss – Aufgaben

(1)	� Dem Diözesansteuerausschuss obliegt die Erledigung der sich aus Art. 4 
ergebenden Aufgaben. Dazu gehören insbesondere

	 1.	� die Beschlussfassung über den Haushalt der (Erz-)Diözese (Art. 31),
	 2.	� die Antragstellung für eine Änderung des Umlagesatzes (Art. 8 Bay-

KirchStG),
	 3.	� die Festlegung der Grundsätze für die Verwaltung der Kirchenumla-

gen (Art. 17 Abs. 1 BayKirchStG),
	 4.	� die Genehmigung für die Erhebung eines gestaffelten Kirchgeldes 

(Art. 22 Abs. 1 Satz 2 DKirchStO),
	 5.	� die Verteilung von Kirchenumlagen an kirchliche Stiftungen wie kir-

chengemeindliche Steuerverbände (Art. 24 Abs. 1 BayKirchStG),
	 6.	� die Mitteilung über das Aufkommen an Kirchenumlagen (Art. 24 Abs. 

2 BayKirchStG),
	 7.	� die Anerkennung der Jahresrechnung der (Erz-)Diözese (Art. 38),
	 8.	� die Bestellung und Entsendung (Delegation) eines weltlichen Mit-

glieds in den gemeinsamen Steuerausschuss der bayerischen (Erz-)
Diözesen (Art. 39 Abs. 2 Nr. 2) sowie

	 9.	� die Bestellung und Entsendung (Delegation) eines Vertreters in den 
Schiedsausschuss der gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbän-
de (Art. 40 Abs. 2).

(2)	� Die Anträge nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 sind zunächst an den gemeinsamen 
Steuerausschuss der bayerischen (Erz-)Diözesen (Art. 39) zu richten.

Art. 8 
Vorsitzender, stellvertretender Vorsitzender

(1)	� Vorsitzender des Diözesansteuerausschusses ist der (Erz-)Bischof oder 
der von ihm bestellte Vertreter.
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(2)	� Stellvertretender Vorsitzender ist der (Erz-)Bischöfliche Finanzdirektor 
(„oeconomus“ im Sinne von c. 494 § 1 CIC).

Art. 9 
Aufgaben des Vorsitzenden

(1)	� Der Vorsitzende beruft den Diözesansteuerausschuss zu den Sitzungen 
ein und leitet sie.

(2)	� Er vertritt den gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverband nach außen.

(3)	� Die Aufgaben der Absätze 1 und 2 können vom stellvertretenden Vorsit-
zenden im Auftrag des Vorsitzenden wahrgenommen werden.

Art. 10 
(Erz-)Bischöfliche Finanzkammer

(1)	� Die (Erz-)Bischöfliche Finanzkammer erledigt die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung. Sie nimmt auch die Aufgaben nach Art. 24 Satz 1 wahr.

(2)	� Diese je von den bayerischen (Erz-)Diözesen eingerichtete Behörde voll-
zieht die Beschlüsse des Diözesansteuerausschusses.

(3)	� Sie ist befugt, anstelle des Diözesansteuerausschusses dringliche Anord-
nungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hiervon 
hat sie dem Diözesansteuerausschuss in der nächsten Sitzung Kenntnis 
zu geben.

(4)	� Die (Erz-)Bischöfliche Finanzkammer ist in Vollzug der Aufgaben nach  
Art. 7 Nr. 1, 5 und 7 zu einer ordnungsgemäßen Buchführung verpflichtet. 
Die Buchführungsart kann sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
selbst wählen. Sofern sie nach den Regeln der kaufmännischen doppelten 
Buchführung verfahren will, bedarf dies der Zustimmung des Diözesan-
steuerausschusses.

Art. 11 
Kath. Kirchensteueramt

(1)	� Soweit die Verwaltung der Kirchenumlagen den gemeinschaftlichen kirch-
lichen Steuerverbänden übertragen ist, obliegt sie den von den bayeri-
schen (Erz-)Diözesen eingerichteten Kirchensteuerämtern und deren Hilfs-
stellen. Für das Kirchensteueramt kann ein Beirat gebildet werden, der 
diese diözesane Behörde, insbesondere bei der Behandlung von Erlass-
anträgen, berät.
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(2)	� Über Anträge auf abweichende Festsetzung aus Billigkeitsgründen, Erlass 
und Stundung sowie über das Absehen von der Steuerfestsetzung und die 
Niederschlagung von Umlagen entscheidet das Kirchensteueramt nach 
Maßgabe der vom Diözesansteuerausschuss hierfür festgelegten Grund-
sätze.

(3)	� Im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gemäß Art. 18 Abs. 5 Satz 1 
BayKirchStG entscheidet über den Einspruch von Steuerbürgern gegen 
Bescheide des Kirchensteueramtes im Sinne von § 347 AO die Behörde, 
die den Verwaltungsakt erlassen hat (Kirchensteueramt), durch Ein-
spruchsentscheidung.

(4)	� Das Kirchensteueramt untersteht der Rechts- und Fachaufsicht der (Erz-)
Bischöflichen Finanzkammer.

Art. 12 
Wählbarkeit

(1)	� Als geistlicher Vertreter kann jeder Diözesanpriester gewählt werden, der

	 1.	� eine kirchliche Dienststellung in der (Erz-)Diözese bekleidet,

	 2.	� seinen Hauptwohnsitz im Bereich der (Erz-)Diözese sowie des betref-
fenden Wahlbezirks begründet hat und

	 3.	� kirchensteuerpflichtig ist.

(2)	� Als weltlicher Vertreter kann gewählt werden, wer

	 1.	� der römisch-katholischen Kirche angehört,

	 2.	� seinen Hauptwohnsitz im Bereich der (Erz-)Diözese sowie des betref-
fenden Wahlbezirks begründet hat,

	 3.	� kirchensteuerpflichtig ist,

	 4.	� einer Kirchenverwaltung als Mitglied angehört und

	 5.	� am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat.

(3)	� Eine Wiederwahl der wählbaren Mitglieder nach Art. 6 ist zulässig.

(4)	� Absatz 3 gilt für die zu ernennenden Mitglieder nach Art. 6 entsprechend.

Art. 13 
Ausschluss von der Wählbarkeit

(1)	� Nicht gewählt werden kann, auch wenn die Voraussetzungen nach Art. 12 
Abs. 2 gegeben sind,

	 1.	� eine Person, die als Beamter, leitender oder hauptberuflicher Ange-
stellter der (Erz-)Diözese tätig ist,
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	 2.	� eine Person, der die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter fehlt,

	 3.	� wer durch ein deutsches Gericht wegen vorsätzlicher Tat zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt 
wurde, es sei denn, dass die Strafe getilgt ist,

	 4.	� wer sich kirchliche Strafen im Sinne der cc. 1331 bis 1333, 1336 CIC 
zugezogen hat oder sich sonst im offenen Gegensatz zur Lehre oder 
zu den Grundsätzen der römisch-katholischen Kirche befindet oder

	 5.	� wer offenkundig der Entrichtung der von ihm geschuldeten Kirchen
umlagen oder des Kirchgeldes nicht nachkommt.

(2)	� Die Feststellung des Vorliegens von Nichtwählbarkeitsvoraussetzungen 
trifft der Bezirkswahlausschuss, im Falle des Absatz 1 Nr. 4 das (Erz-) 
Bischöfliche Ordinariat nach erfolgter Anhörung gemäß c. 50 CIC.

Art. 14 
Ausschluss von Verwandten

(1)	� Ehegatten, Eltern und Kinder sowie Geschwister dürfen nicht gleichzeitig 
dem Diözesansteuerausschuss angehören. Von ihnen wird jeweils die/der 
mit höherer Stimmenzahl Gewählte Mitglied des Diözesansteueraus-
schusses. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

(2)	� Tritt das Hindernis erst nachträglich ein, so scheidet aus, wer nach Absatz 
1 nicht Mitglied des Diözesansteuerausschusses geworden wäre. Art. 19 
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

Art. 15 
Wahlberechtigung

(1)	� Die Vertreter nach Art. 12 Abs. 1 werden von den Diözesanpriestern ge-
wählt, die ihren Hauptwohnsitz im Bereich der (Erz-)Diözese sowie des 
betreffenden Wahlbezirks begründet haben.

(2)	� Die Vertreter nach Art. 12 Abs. 2 werden von den gemäß Art. 7 Abs. 1 Nr. 7 
GStVS delegierten Mitgliedern der in der (Erz-)Diözese bestehenden Kir-
chenverwaltungen gewählt.

Art. 16 
Wahlordnung

Das Wahlverfahren regelt sich nach der Wahlordnung für die Steuerausschüsse 
der gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbände in den bayerischen (Erz-)
Diözesen.
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Art. 17 
Wahlergebnis – Feststellung

(1)	� Gewählt sind diejenigen Bewerber, die in ihrem Wahlbezirk die meisten 
Stimmen erhalten haben.

(2)	� Die nicht gewählten Bewerber sind in der Reihenfolge der erhaltenen 
Stimmen die Ersatzleute der Gewählten. Aufgrund eines mehrheitlich ge-
fassten Beschlusses der Delegierten können die Ersatzleute der weltlichen 
Vertreter des Diözesansteuerausschusses in einem gesonderten Wahl-
gang bestimmt werden.

(3)	� Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

(4)	� Die Gewählten sind schriftlich von ihrer Wahl zu verständigen und aufzu-
fordern, binnen einer Woche zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Bei 
der Verständigung ist darauf hinzuweisen, dass die Wahl nur aus wichti-
gem Grunde abgelehnt werden kann und dass die Unterlassung einer 
Annahmeerklärung innerhalb der Frist oder die Ablehnung ohne Angabe 
eines ausreichenden Grundes als Annahme gilt.

Art. 18 
Amtszeit

(1)	� Die Amtszeit der gewählten Mitglieder beträgt sechs Jahre. Sie beginnt 
mit dem auf die Wahl folgenden 1. Januar.

(2)	� Die Wahlen für den Diözesansteuerausschuss sollen jeweils bis zum  
1. November vor Ablauf der Amtszeit beendet sein.

Art. 19 
Rücktritt, Ausschluss

(1)	� Während der Amtszeit ist ein Rücktritt nur aus wichtigem Grunde (Art. 17 
Abs. 4) möglich.

(2)	� Bei Wegfall einer der Wählbarkeitsvoraussetzungen nach Art. 12 Abs. 1 
sowie Abs. 2 Nr. 1 mit 3 oder bei Eintritt einer der Gründe nach Art. 13 
während der Amtszeit ist das betreffende Mitglied auszuschließen; als 
Ausschlussgrund gilt nicht die Begründung des Hauptwohnsitzes in einem 
anderen Wahlbezirk. Der Ausschluss erfolgt durch einen Beschluss des 
Diözesansteuerausschusses, der dem betroffenen Mitglied schriftlich un-
ter Mitteilung der Gründe zuzustellen ist. Gegen diesen Beschluss kann 
der Betroffene innerhalb eines Monats den Schiedsausschuss anrufen 
und eine Überprüfung verlangen (Art. 40 ff.).
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(3)	� Scheidet während der Amtszeit ein Mitglied aus, so rückt für die restliche 
Amtszeit ein Ersatzmitglied (Art. 17 Abs. 2) nach. Die Reihenfolge be-
stimmt sich nach den erhaltenen Stimmen.

Art. 20 
Anordnung einer Ergänzungswahl

(1)	� Endet die ehrenamtliche Tätigkeit eines Mitglieds vor dem Ablauf der 
Amtszeit, so wird, falls diesem Umstand durch Nachrücken von Ersatzmit-
gliedern nicht abgeholfen werden kann, vom (Erz-)Bischöflichen Ordinariat 
in dem betreffenden Wahlbezirk eine Ergänzungswahl für den Rest der 
Amtszeit des Diözesansteuerausschusses angeordnet.

(2)	� Für Ergänzungswahlen gelten im Übrigen die Bestimmungen dieser Sat-
zung wie der Wahlordnung für die Steuerausschüsse der gemeinschaftli-
chen kirchlichen Steuerverbände (Art. 16) entsprechend.

Art. 21 
Geltung für ernannte Mitglieder

Die Art. 17 Abs. 4 bis 20 Abs. 1 gelten für die ernannten Mitglieder (Art. 6) ent-
sprechend.

Art. 22 
Mitglieder – Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht

(1)	� Bei Beginn der Amtszeit sind die gewählten und ernannten Mitglieder vom 
Vorsitzenden auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Aufgaben wie die Wah-
rung der Verschwiegenheit, insbesondere im Hinblick auf Personalangele-
genheiten, Steuergeheimnis (§ 30 AO), kirchliches Meldewesen und Da-
tenschutz zu verpflichten und die Verpflichtung zu dokumentieren.

(2)	� Die Mitglieder des Diözesansteuerausschusses haben hiernach über die 
ihnen bei ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegen-
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. Das gilt nicht für Mitteilungen im 
amtlichen Verkehr und über die Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Sie dürfen die Kenntnis 
der nach Satz 1 geheim zu haltenden Angelegenheiten nicht unbefugt ver-
werten. Sie haben auf Verlangen amtliche Schriftstücke, Aufzeichnungen 
jeder Art über dienstliche Vorgänge herauszugeben, auch soweit es sich 
um Wiedergaben handelt.

(3)	� Die Verpflichtungen nach Absätze 1 und 2 bestehen auch nach Beendi-
gung der Mitgliedschaft im Diözesansteuerausschuss fort. Mit Beendi-
gung der Mitgliedschaft im Diözesansteuerausschuss sind die Unterlagen 



308

nach Abs. 2 Satz 4 unverzüglich an den Vorsitzenden des Diözesansteuer-
ausschusses herauszugeben. Die Herausgabepflicht trifft auch Hinterblie-
bene und Erben eines Mitglieds des Diözesansteuerausschusses.

(4)	� Mit der Verpflichtung erhalten die Mitglieder des Diözesansteuerausschus-
ses ein Exemplar dieser Satzung.

Art. 23 
Einberufung des Diözesansteuerausschusses

(1)	� Der Vorsitzende lädt die Mitglieder des Diözesansteuerausschusses zu 
den Sitzungen ein, so oft die Aufgaben es erfordern oder ein Drittel der 
Mitglieder dies beantragt, mindestens jedoch einmal im Jahr.

(2)	� Die Ladung hat rechtzeitig, mindestens zehn Tage vorher schriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung zu erfolgen.

Art. 23a 
Sitzungen (digitale Sitzungen)

(1)	� Der Diözesansteuerausschuss beschließt in Sitzungen, bei denen die Mit-
glieder am Sitzungsort physisch anwesend sind (Grundsatz der Präsenz-
sitzung). Einer Präsenzsitzung gleichzusetzen ist die Beschlussfassung in 
einer virtuellen Sitzung als Telefon- oder Videokonferenz. Über die Durch-
führung als Präsenzsitzung oder als virtuelle Sitzung entscheidet der 
Vorsitzende nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der 
Tagesordnung.

(2)	� Bei der virtuellen Sitzung ist darauf zu achten, dass den Mitgliedern des 
Diözesansteuerausschusses technisch die Teilnahme an der virtuellen Sit-
zung möglich ist. Der Diözesansteuerausschuss kann nähere Bestimmun-
gen zur Durchführung einer virtuellen Sitzung festlegen. Ein Anspruch des 
einzelnen Mitglieds des Diözesansteuerausschusses auf Durchführung 
einer virtuellen Sitzung oder ein bestimmtes Kommunikationsmittel be-
steht nicht.

(3)	� Sitzungen und Beschlussfassungen des Diözesansteuerausschusses 
können nach pflichtgemäßem Ermessen nach Entscheidung des Vorsit-
zenden auch in Form einer gemischten Sitzung, bei der einige Mitglieder 
des Diözesansteuerausschusses physisch am Sitzungsort anwesend sind 
und mindestens ein Mitglied mittels Telefon oder Videokonferenzen zuge-
schaltet wird, durchgeführt werden. Im Übrigen gelten Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
entsprechend.

(4)	� Wenn kein stimmberechtigtes Mitglied des Diözesansteuerausschusses 
widerspricht, können im Ausnahmefall Beschlüsse in schriftlichem (Um-
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lauf-)Verfahren gefasst werden; die Schriftform gilt auch durch Telefax,  
E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung der Stimmab-
gabe in elektronischer Form als gewahrt. Der Beschluss ist entsprechend 
Art. 28 festzustellen und den Mitgliedern des Diözesansteuerausschusses 
mitzuteilen. Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 gelten entsprechend.

(5)	� Die Bestimmungen des Datenschutzes sowie der Verschwiegenheit müs-
sen gewährleistet sein.

Art. 24 
Sitzungsvorbereitung, Tagesordnung

Der Vorsitzende bereitet die Sitzungen einschließlich der Tagesordnung vor. An-
träge zur Änderung oder Ergänzung der Tagesordnung sind zuerst zu behan-
deln.

Art. 25 
Beschlussfähigkeit

(1)	� Der Diözesansteuerausschuss ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend 
und stimmberechtigt ist.

(2)	� Ist der Diözesansteuerausschuss beschlussunfähig, so ist er umgehend 
ein zweites Mal zur Beratung und Beschlussfassung derselben Tagesord-
nung einzuberufen. Er ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschiene-
nen beschlussfähig. Hierauf ist bei der zweiten Ladung hinzuweisen. Im 
Übrigen gilt Art. 23 Abs. 2 entsprechend.

Art. 26 
Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung

(1)	� Ein Mitglied kann an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, 
wenn der Beschluss ihm selbst, seinem Ehegatten, einem Verwandten 
oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer von ihm kraft Geset-
zes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder einer von der (Erz-)Diöze-
se verschiedenen juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen kann.

(2)	� Ob diese Voraussetzungen vorliegen, entscheidet der Diözesansteueraus-
schuss ohne Mitwirkung des persönlich Beteiligten.

(3)	� Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossenen 
Mitglieds hat die Ungültigkeit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für 
das Abstimmungsergebnis entscheidend war.
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Art. 27 
Beschlussfassung, Wahlen

(1)	� Die Beschlüsse werden vom Diözesansteuerausschuss mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden.

(2)	� Die Abstimmung erfolgt offen, wenn nicht von den Mitgliedern des Diöze-
sansteuerausschusses eine geheime Abstimmung beschlossen wird.

(3)	� Wahlen werden in geheimer Abstimmung unter physischer Anwesenheit 
am Sitzungsort vorgenommen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Leere Stimmzettel sind ungültig. 
Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so tritt Stichwahl 
unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen ein. Bei Stim-
mengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Im Übrigen gilt Art. 25 
entsprechend.

(4)	� Der Diözesansteuerausschuss kann an seinen Sitzungen dritte Personen 
– als Berater, Beobachter oder in ähnlicher Funktion – teilnehmen lassen.

Art. 28 
Sitzungsniederschrift

(1)	� Über die Sitzungen des Diözesansteuerausschusses und der Unteraus-
schüsse ist ein Protokoll anzufertigen, das Tag und Ort der Sitzung, die 
Namen der erschienenen Mitglieder und die der abwesenden unter Anga-
be ihres Abwesenheitsgrundes ersehen lässt sowie den Gang der Bera-
tung im Allgemeinen und die im Laufe der Sitzung gefassten Beschlüsse, 
einschließlich des Abstimmungsergebnisses, ihrem Wortlaut nach wieder-
gibt.

(2)	� Das Protokoll ist vom Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden, 
einem Mitglied und dem Protokollführer, der nicht Mitglied des Diözesan-
steuerausschusses zu sein braucht, zu unterzeichnen und vom Diözesan-
steuerausschuss zu genehmigen.

(3)	� Das Protokoll kann von den Mitgliedern des Diözesansteuerausschusses 
jederzeit eingesehen werden.

Art. 29 
Sitzungsversäumnis

Mitglieder des Diözesansteuerausschusses sind bei unentschuldigtem Versäu-
men der Sitzungen an ihre Pflichten zu erinnern. Nach dreimaliger fruchtloser 
Erinnerung können solche Mitglieder durch Beschluss des Diözesansteuer
ausschusses ausgeschlossen werden. Auf eine solche Folge ist gleichzeitig mit 
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der dritten Erinnerung schriftlich hinzuweisen. Art. 19 Abs. 2 Satz 2 und 3 wie 
Abs. 3 gilt entsprechend.

Art. 30 
Ausschüsse

(1)	� Der Diözesansteuerausschuss kann aus seiner Mitte beschließende Un-
terausschüsse bilden.

(2)	� Einem beschließenden Unterausschuss gehören mindestens der Vorsit-
zende oder der stellvertretende Vorsitzende des Diözesansteuerausschus-
ses als Vorsitzender, ein geistlicher und zwei weltliche Vertreter an.

(3)	� Den geistlichen Vertreter wählen die geistlichen Mitglieder und die weltli-
chen Vertreter die weltlichen Mitglieder des Diözesansteuerausschusses.

(4)	� Die Art. 9, 10 und 23 mit 29 gelten für beschließende Unterausschüsse 
entsprechend.

Dritter Abschnitt
Diözesanhaushalt

Art. 31
Haushaltsplan

(1)	� Für jedes Haushalts- und Rechnungsjahr beschließt der Diözesansteuer-
ausschuss einen Haushaltsplan (Art. 7 Abs. 1 Nr. 1).

(2)	� Haushalts- und Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Der Haushaltsplan 
kann für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, aufgestellt werden.

(3)	� Der Haushaltsplan bildet die Grundlage für die Verwaltung von Einnahmen 
und Ausgaben; er hat daher alle voraussehbaren Einnahmen und Ausga-
ben des kommenden Haushalts- und Rechnungsjahres zu enthalten.

(4)	� Im Haushaltsplan sind die Mittel bereitzustellen, die erforderlich sind, um 
die der (Erz-)Diözese obliegenden Aufgaben zu erfüllen.

(5)	� Der Haushaltsplan muss unter Berücksichtigung etwaiger Fehlbeträge aus 
Vorjahren ausgeglichen sein.

(6)	� Soweit erforderlich, ist ein Nachtragshaushalt zu beschließen.

Art. 32 
Einnahmen, Ausgaben

(1)	� Als Einnahmen sind die voraussichtlichen Eingänge an Kirchenumlagen 
einzusetzen. Gleiches gilt für Pflichtleistungen wie Zuwendungen (Zu-
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schüsse) der öffentlichen Hände und für Leistungen Dritter, auch wenn sie 
der Beschlussfassung durch den Diözesansteuerausschuss nicht unter
liegen.

(2)	� Als Ausgaben sind die Mittel einzusetzen, die für den Personal- und Sach-
bedarf der (Erz-)Diözese sowie für die Erfüllung überdiözesaner (auch 
weltkirchlicher) Aufgaben erforderlich sind.

(3)	� Zum Personal- und Sachbedarf der (Erz-)Diözese zählen insbesondere
	 1.	� die Bezüge der von der (Erz-)Diözese zu besoldenden Geistlichen und 

der weltlichen kirchlichen Mitarbeiter,
	 2.	� die Ruhestandsversorgung der unter Nr. 1 Genannten, soweit die 

Leistungen der Diözesanemeritenanstalt nicht ausreichen oder die 
Ruhestandsversorgung nicht anderweitig erfolgt,

	 3.	� die Kosten für die Diözesanverwaltung,
	 4.	� die Zuschüsse für die Diözesanseminarien,
	 5.	� die Zuschüsse zu den Haushalten der kirchlichen Stiftungen und 

Kirchengemeinden,
	 6.	� die Aufwendungen für den Grunderwerb sowie den Bau und den Un-

terhalt kircheneigener Bauwerke,
	 7.	� die Zuschüsse zu jugendpflegerischen und caritativen Einrichtungen 

sowie
	 8.	� die Schaffung einer angemessenen Rücklage.

(4)	 �Der Erfüllung überdiözesaner Aufgaben dienen insbesondere die (Umla-
gen-)Verpflichtungen zugunsten des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
wie gemeinschaftlicher Einrichtungen der bayerischen (Erz-)Diözesen.

Art. 33 
Über- und außerplanmäßige Ausgaben

(1)	� Über- und außerplanmäßige Ausgaben, die zum Haushalt gehören, dürfen 
nur bei unabweisbarem Bedarf gemacht werden. Sie sind vom Diözesan-
steuerausschuss zu beschließen, der gleichzeitig über die Deckung dieser 
Ausgaben zu befinden hat.

(2)	� Entsprechendes gilt für Maßnahmen, durch die im Haushaltsplan nicht 
vorgesehene Verbindlichkeiten der (Erz-)Diözese entstehen können.

Art. 34 
Haushaltslose Zeit

Ist der Haushaltsplan bei Beginn des Haushalts- und Rechnungsjahres noch 
nicht beschlossen, so darf der gemeinschaftliche kirchliche Steuerverband
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1.	� im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel nur die Ausgaben leisten, 
die bei sparsamster Verwaltung nötig sind, um

	 a)	� die bestehenden kirchlichen Einrichtungen in geordnetem Gang zu 
erhalten und den gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen Verpflichtun-
gen der (Erz-)Diözese zu genügen,

	 b)	� Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen, für die 
durch den Haushaltsplan eines Vorjahres bereits Beträge festgesetzt 
worden sind, die haushaltsmäßig noch verausgabt werden können,

2.	� die Kirchenumlagen nach den Sätzen des Vorjahres erheben, soweit nichts 
anderes bestimmt ist,

3.	� im Rahmen der Festsetzung des Vorjahres noch nicht in Anspruch genom-
mene Kassenkredite aufnehmen wie im Rahmen der Ansätze des Haus-
haltsplanes des Vorjahres noch nicht in Anspruch genommene Darlehen 
aufnehmen.

Vierter Abschnitt
Rechnungs- und Prüfungswesen

Art. 35
Jahresrechnung, Jahresabschluss

(1)	� Die Jahresrechnung beziehungsweise der Jahresabschluss ist innerhalb 
von sechs Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres aufzustellen und 
dem Diözesansteuerausschuss unverzüglich vorzulegen.

(2)	� Die Jahresrechnung hat nach den Grundsätzen der Kameralistik nachzu-
weisen:

	 1. 	� die für das Rechnungsjahr angefallenen Einnahmen und Ausgaben im 
Vergleich zu den Ansätzen des Haushaltsplanes sowie

	 2. 	� die am Ende des Rechnungsjahres verbliebenen Restbeträge.

(3)	� Für den Jahresabschluss nach den Grundsätzen der doppelten kaufmän-
nischen Buchführung gelten – vorbehaltlich anderslautender diözesaner 
Bestimmungen – folgende Regelungen:

	 1.	� Die (Erz-)Diözese hat für den Schluss eines jeden Rechnungsjahres 
(Geschäftsjahres) einen das Verhältnis ihres Vermögens und ihrer Ver-
bindlichkeiten darstellenden Abschluss (Bilanz) innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres aufzustellen.

	 2.	� Ferner hat sie für den Schluss eines jeden Rechnungsjahres eine Ge-
genüberstellung der Aufwendungen und Erträge des Geschäftsjahres 
(Gewinn- und Verlustrechnung) innerhalb von sechs Monaten nach 
Ablauf des Rechnungsjahres aufzustellen.
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	 3.	� Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung bilden den Jahres-
abschluss.

	 4.	� Der Jahresabschluss hat sich auf die Feststellung der Erhaltung  
des Grundstockvermögens („Stammvermögen“ im Sinne von c. 1291 
CIC) der (Erz-)Diözese sowie der bestimmungsgemäßen Verwendung 
seiner Erträge und zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen zu er-
strecken.

Art. 36 
Rechnungsprüfung

(1)	� Die Jahresrechnung / Der Jahresabschluss ist innerhalb von drei Monaten 
nach Rechnungslegung von den vom Diözesansteuerausschuss bestell-
ten Revisoren zu prüfen, die stichprobenartig Einblick in sämtliche Belege 
nehmen können.

(2)	� Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, die der Jahresrech-
nung / dem Jahresabschluss beizulegen ist.

(3)	� Der Diözesansteuerausschuss kann eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
mit der Prüfung der Jahresrechnung / des Jahresabschlusses beauftragen.

Art. 37 
Gegenstand der Rechnungsprüfung

Bei der Rechnungsprüfung ist insbesondere darauf zu achten, dass

1.	� der Haushaltsplan eingehalten ist,

2.	� alle Rechnungsbeträge rechnerisch richtig, sachlich begründet und belegt 
sind sowie

3.	� die Verwaltung zweckmäßig und wirtschaftlich geführt worden ist.

Art. 38 
Anerkennung der Jahresrechnung

Nach Prüfung der Jahresrechnung / des Jahresabschlusses beschließt der 
Diözesansteuerausschuss über ihre Anerkennung (Art. 7 Abs. 1 Nr. 7) und die 
Entlastung der diözesanen Finanzverwaltung.
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Fünfter Abschnitt
Gemeinsamer Steuerausschuss der bayerischen (Erz-)Diözesen

Art. 39
Begriff, Verfahren, Aufgaben

(1)	� Aus den Steuerausschüssen der bayerischen (Erz-)Diözesen kann ein ge-
meinsamer Steuerausschuss gebildet werden, wenn dies von der Mehr-
heit der bayerischen (Erz-)Diözesen schriftlich beim Vorsitzenden der Bay-
erischen Bischofskonferenz beantragt wird.

(2)	� Der gemeinsame Steuerausschuss der bayerischen (Erz-)Diözesen be-
steht aus

	 1.	� den sieben (Erz-)Bischöfen der bayerischen (Erz-)Diözesen oder den 
von den jeweiligen (Erz-)Bischöfen bestellten je einem Beauftragten 
und

	 2.	� je einem von den Steuerausschüssen der sieben bayerischen (Erz-)
Diözesen delegierten weltlichen Mitglied (Art. 7 Abs. 1 Nr. 8).

(3)	� Der Vorsitzende der Bayerischen Bischofskonferenz ist zugleich Vorsitzen-
der des gemeinsamen Steuerausschusses der bayerischen (Erz-)Diözesen 
und leitet dessen Sitzungen. Er vertritt ihn nach außen.

(4)	� Dem gemeinsamen Steuerausschuss der bayerischen (Erz-)Diözesen ob-
liegt die Behandlung von Anträgen nach Art. 7 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 (dieser 
Satzung). Weitergehende Rechte der einzelnen gemeinschaftlichen kirch-
lichen Steuerverbände ((Erz-)Diözesen) nach Art. 8 und 17 BayKirchStG 
bleiben unberührt.

(5)	� Der gemeinsame Steuerausschuss der bayerischen (Erz-)Diözesen ist be-
schlussfähig, wenn seine Mitglieder ordnungsgemäß geladen und sämt-
lich erschienen oder vertreten sind. Er fasst seine Beschlüsse einstimmig.

(6)	� Die Art. 23 Abs. 2, Art. 24 und 28 gelten entsprechend.

Sechster Abschnitt
Schiedsverfahren

Art. 40
Schiedsausschuss

(1)	� Für die Entscheidung von Streitigkeiten über den Vollzug dieser Satzung 
bilden die gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbände der sieben bay-
erischen (Erz-)Diözesen gemeinsam einen Schiedsausschuss.
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(2)	� Jeder gemeinschaftliche kirchliche Steuerverband delegiert dazu einen 
Vertreter, der vom Diözesansteuerausschuss bestellt wird (Art. 7 Abs. 1  
Nr. 9). Die Amtszeit der Schiedsausschussmitglieder ist gleich der Amts-
zeit der Mitglieder des Diözesansteuerausschusses (Art. 18).

(3)	� Die Schiedsausschussmitglieder wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden. 
Dieser soll die Befähigung zum Richteramt oder höheren Verwaltungs-
dienst haben.

Art. 41 
Vorsitzender, Mitglieder des Schiedsausschusses

(1)	� Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen.

(2)	� Die Mitglieder des Schiedsausschusses sind verpflichtet, ihre Tätigkeit 
unparteiisch und gewissenhaft auszuüben.

Art. 42 
Verfahren

(1)	� Der Schiedsausschuss klärt den Sachverhalt von Amts wegen. Die Betei-
ligten sind zu hören. Nach der schriftlichen Vorbereitung sind die Beteilig-
ten vor der Entscheidung zu einer mündlichen Aussprache zu laden und, 
wenn sie erschienen sind, erneut zu hören.

(2)	� Der Schiedsausschuss entscheidet nach mündlicher Verhandlung mit 
Stimmenmehrheit. Die Entscheidung ist, mit Gründen versehen, den Be-
teiligten unverzüglich schriftlich zuzustellen.

(3)	� Die Entscheidung des Schiedsausschusses ist unanfechtbar; c. 1417 § 1 
CIC bleibt unberührt.

Siebter Abschnitt
Schlussvorschriften

Art. 43
Inkrafttreten

(1)	� Diese Satzung für die gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverbände tritt 
am 1. August 2024 in Kraft.

(2)	� Sie ist im Amtsblatt für die betreffende (Erz-)Diözese zu veröffentlichen.
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(3)	� Die Satzung für den gemeinschaftlichen kirchlichen Steuerverband in  
den bayerischen (Erz-)Diözesen in der Fassung vom 1. Januar 2018 (Amts-
blatt für das Erzbistum München und Freising 2018, Nr. 7, S. 365–381)  
tritt mit Ablauf des 31. Juli 2024 außer Kraft.
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